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Unterfudinmewir nun die Bedeutung des Betretens des 
ordentlichen Privatrechtsweges, nachdem über die sub 2 und 3 
dieſer Abhandlung dargeſtellten Privatrechte im Verwal— 
tungswege entſchieden worden iſt. 

Die bedingende Vorausſetzung, unter welcher es dem in ſeinen 
Privatrechten durch eine verwaltungsbehördliche Entſcheidung Benach⸗ 
theiligten freiſteht, Abhilfe gegen die andere Partei im ordentlichen 
Privatrechtswege zu ſuchen, iſt, daß ſich im Verwaltungsproceſſe zwei 
Privatrechtsſubjecte gegenüber geſtanden haben ünd daß über die kraft 
beſtimmter geſetzlicher Anordnungen der Judicatur der Verwaltungs⸗ 
behörden unterworfenen Privatrechte von den Verwaltungsbehörden 
rechtskräftig entſchieden worden iſt. 

Der Grund zu der ausnahmsweiſen geſetzlichen Anordnung der 
verwaltungsbehördlichen Competenz in Rechtsſtreitigkeiten aus dem Dienſt⸗ 
botenmieth⸗ und Arbeiterlohnvertrage mag wohl auch in der Annahme 
gebegen ſein, daß der Verletzte bei der im Verwaltungsverfahren herr⸗ 
ſchenden Official⸗Maxime raſcher zum Ziele kommt. Es darf aber nicht 
in Abrede geſtellt werden, daß dieſe Annahme faſt durchgehends der 
Wirklichkeit nicht entſpricht. Ob gegenwärtig beim Beſtehen des Bagatell⸗ 


Verwaltung wohl auch in dieſer Frage die Erleichterung ſchaffen. 
Gegenwärtig braucht der Kläger wenigſtenus in Streitigkeiten aus auf- 
gelösten Dienſtbotenmieth⸗ und Arbeiterlohnverträgen nur die Friſt 
von 30 Tagen verſtreichen zu laſſen, um die verwaltungsbehördliche 
Competenz zu umgehen und um in den meiſtens unter das Bagatell⸗ 
verfahren ſallenden Klageanſprüchen in der Regel ſofort nach dem 
Schluſſe der mündlichen Verhandlung das Urtheil zu erwirken. 
| In den Privatrechtsſtreitigkeiten auf dem Gebiete des Jagd-, 
Forſt⸗, Waſſer⸗ und Bergrechtes, des Patent-, Marken- und Muſter⸗ 
ſchutzrechtes hat der Kläger eine ähnliche Wahl, die Streitſache der 
Verwaltungscompetenz zu entrücken, nicht, weil mit den ſtreitigen Privat⸗ 
rechten zumeiſt überwiegend Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes 
eumulirt find. Die Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes verlangen 
aus öffentlichen Rückſichten die ſchleunigſte Ordnung. Inſoweit über die 
Angelegenheit des öffentlichen Rechtes zu verhandeln und abzuſprechen 
iſt, kann dem Verhandlungswillen der Privatparteien auch kein Einfluß 
geſtattet werden. Da, wie bereits eingangs dieſer Abhandlung hervor⸗ 
gehoben, die Ausſcheidung der mitberührten Privatrechtsſache aus der 
Verl endlung auf die Austragung der cumulirten Angelegenheit des 
öffentlichen Rechtes meiſt hemmend wirken würde, unterwirft das Geſetz 
die Privatrechtsſache der Cognition der Verwaltungsbehörde. Um die 
Privatrechtsſphäre aber nicht mehr, als öffentrechtlich geboten ift, zu 
| beſchränken, geſtattet das Staatsgrundgeſetz nach rechtskräftiger Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde die Ausſcheidung der Privatrechtsſtreitfrage und 
überläßt es den Parteien, gegen einander Abhilfe vor dem ordentlichen 
Richter zu ſuchen. 

Um den Erfolg des Betretens des ordentlichen Privatrechtsweges 
rückſichtlich der nach eingetretener Rechtskraft der verwaltungsbehördlichen 
Entſcheidung aus dieſer auszuſcheidenden privatrechtlichen Sache zu 
unterſuchen, erſcheint es nöthig, das Erweiſungs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
verfahren des Verwaltungsproceſſes ſelbſt zu beſprechen. 
Im Verwaltungsproceſſe gilt der Grundſatz der Erforſchung der 
Wahrheit von Amtswegen und iſt die Verhandlungsmaxime durch die 
Inquiſitionsmaxime nahezu ganz ausgeſchloſſen. Nach dieſem Principe 
iſt auch das Erweiſungsverfahren im Verwaltungsproceſſe zu beurtheilen. 
Auch im Verwaltungsproceſſe gilt der Grundſatz, daß Kläger oder 
Geklagter, der eine Thatſache für ſich anführt, verpflichtet iſt, dieſelbe 
zu erweiſen, widrigens ſie beim Widerſpruche des Gegentheiles für 
wahr nicht gehalten werden kann, und daß nur jene Thatſachen nicht 
brauchen bewieſen zu werden, wenn ſie auch der Gegner widerſprochen 
hat, welche das Geſetz ſelbſt als Folge erwieſener Thatſachen ohne 
Zulaſſung eines Gegenbeweiſes als wahr annimmt, d. h. als wahr 
vermuthet. ) 
Die Beweismittel ſind: 


Notorietät der angeführten Thatſache; 


verfahrens für die Aufrechthaltung der ausnahmsweiſen, vorläufigen Eingeſtänduiß der Partei; Localaugenſchein; Urkunden, öffentliche und 


Competenz der Verwaltungsbehörden in dieſen Privatrechtsſtreitigkeiten noch 
ein Bedürfniß vorhanden iſt, kann kaum mehr fraglich ſein. Die lex 
ferenda wird bei der künftigen Reorganiſation und Vereinfachung der 


private; Zeugen, Kunſt⸗ und Sachverſtändige. 


) Füger 1841. I, p. 207-208 


Zeugen, Kunſt⸗ und Sachverſtändige müſſen theils beeidet wer⸗ 
den, theils können ſie beeidet werden. Kunſt⸗ und Sachverſtändige 
können als ſolche ſchon beeidet fein, oder fie. ſind ad hoc zu beeiden. 

Pateieneide ſind im Verwaltungsproceſſe nicht allgemein zuläſſig. 
Die allgemeine Zuläſſigkeit der Parteieneide im öfterreichiſchen Verwaltungs⸗ 
proceffe habe ich aus keiner mir zugänglichen Geſetzesquelle folgern 
können. Wären die Parteieneide im Verwaltungsproeeſſe allgemein 
zuläſſig, ſo müßten beſtimmte geſetzliche Regeln über die Formen der 
Zulaſſung des Parteieueides im Verwaltungsproceſſe beſtehen; ſolche 
beſtimmte geſetzliche Regeln beſtehen nicht. Die Zuläſſigkeit der Parteien- | 
eide im Verwaltungsproceſſe kaun auch nicht aus einer analogen 
Anwendung der allgemeinen Civil-⸗Proceßordnung gefolgert werden, weil 
das Geſetz eine allgemeine analoge Anwendung der Civil-Proceßord⸗ 
nung ſür den Verwaltungsproceß nicht anordnet, ſondern nur für das 
Verwalfungs⸗Vollſtreckungsverfahren beſtimmt:?) „In den hiebei“ (bei 
Gefällsausſtänden) „ausfallenden Pfändungen, Feilbietungen und Schätzungen 
beweglicher und unbeweglicher Güter iſt ſich in der Art und in den 
Friſten nach Vorſchrift der allgemeinen Gerichtsordnung zu richten.“ 
Die analoge Anwendung der allgemeinen Civil-Proceßordnung für den 
Verwaltungsproceß erſcheint nur ausdrücklich für das Vollſtreckungs-⸗ 
ſtadium angeordnet, und daraus kann nicht gefolgert werden, daß die 
an beſtimmte, für das Verwaltungsverfahren nicht gegebene 
Formen gebundenen Parteieneide in demſelben zuläſſig ſind. 

Die Behauptung, die Parteieneide ſeien im Verwaltungsverfahren 
zuläſſig, weil einmal eine Recursinſtanz in einem ſpeciellen, conereten 
Falle auf die Zulaſſung des Parteieneides im politiſchen Verfahren 
entſchieden hat, und dieſe Entſcheidung in das für ein Verwaltungs⸗ 
gebiet beſtimmte Verordnungsblatt 5%) aufgenommen worden iſt, kann 
die Schlußfolgerung auf die Nichtzuläſſigkeit der Parteieneide im Ver⸗ 
waltungsverfahren aus dem Abgange einer geſetzlichen Regelung der 
Formen der Zulaſſung nicht entkräften. Die Behauptung, die Parteien⸗ 
eide, ſpeciell der Haupteid, ſeien im Verwaltungsverfahren zuläſſig, 
weil keine geſetzliche Norm beſteht, welche die Nichtzuläſſigkeit ausſpricht, 0) 
beruht in der Begründung auf der irrigen Vorausſetzung, daß die 
allgemeine Anwendung der Civil⸗Proceßordnung die Regel ſei, und 
die Nichtauwendbarkeit einzelner Beſtimmungen der Regel durch aus⸗ 
drückliche Ausnahmen ausgeſprochen ſein nrüßte. 

Im Grundentlaſtungsverfahren konnten Parteieneide, welche in 
Ermanglung anderer Beweismittel für die Entſcheidung ſtreitiger That⸗ 
ſachen vom Belange waren, angeboten und aufgetragen werden. Allein 
dieſe Parteieneide konnten nicht, wie es in einer allgemeinen Proceß⸗ 
regel beſtimmt fein müßte, und wie es bezüglich des Zeugeneides im 
Grundentlaſtungsverfahren angeordnet iſt, von der Localcommiſſion ohne⸗ 
weiters nach gegebenen Formen zugelaſſen werden. Ueber die im Grund⸗ 
entlaſtungsverfahren angebotenen und aufgetragenen Parteieneide hatte 
die Localcommiſſion zunächſt die betreffenden Thatſachen, über welche 
der Eid abzulegen war, nach Einveruehmung der Gegenpartei feſtzuſtellen 
und die Weiſung der Landescommiſſion, welche als ſelbſtſtändige Landes⸗ 
behörde durch landesfürſtliche Richter verſtärkt war, einzuholen, die 
Landescommiſſion erkannte auf die Ablegung von Parteieneiden und 
gab über die Abnahme ausdrückliche Weiſungen. 7) Die Zulaſſung der 
Parteieneide im Grundentlaſtungsverfahren von Fall zu Fall nach 
beſtimmten, ſpeciellen Weiſungen bildet keine allgemeine Pro- 
ceßregel. 

Nach Herſtellung des mittels der angegebenen, im Verwaltungs⸗ 
verfahren zuläſſigen Beweismittel zur gewürdigten Wahrheit gebrachten 
Thatbeſtandes tritt das Verwaltungsverfahren in das Erkenntnißftadium. 

Das rechtskräftig gewordene Verwaltungserkenntniß iſt von Amts⸗ 
wegen zu vollſtrecken, ohne daß ein weiterer Antrag der Partei ab- 


5) Executionsorduung für Juneröſterreich vom 19. Jänner 1784. Joſe⸗ 
phiuiſche Geſetzdaammlung, Bd. 6, p. 58, § 2. | 

5) Hofkanzleiverordnung vom 2. September 1828, Z. 21.870 (Galiz. 
Gubernkalverorduung vom 11. November 1828, Pr. G. S. f. Galizien, 10. Bd., 
Nr. 149) bei Mayerhofer III, p. 55, Note 3. Die Behauptung Mayerhofers, 
daß auch der Zeugeneid im Verwaltungsverfahren nicht zuläſſig ſei, iſt irrig; 
vergl. 88 59 und 61, R. G. Bl. Nr. 218, 1857; § 18, L. G. Bl. Nr. 39 für 
Steiermark, 1872. 

86) Vergl. Zeitſchr. f. Verw. p. 181, 1870; das Miniſterium als Recurs⸗ 
inſtanz vermied es, ſich in dem dort beſprochenen conereten Falle über die Zu⸗ 
läſſigkeit des Haupteides im Verwaltungsverfahren auszuſprechen. (Zeitſchr. f. 
Verw. Nr. 178, 1870.) 

) Vergl. SS 67, 60, 61, R. G. Bl. Nr. 218, 1857. 
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gewartet werden muß, wohl aber abgewartet werden kann. 's) Die 
Rechtskraft des Erkenntniſſes im Verwaltungsproceſſe iſt eingetreten 
mit der ungenützt abgelaufenen Recurs⸗ oder Beruſungsfriſt oder mit 
dem Tage, an welchem die in letzter Inſtanz berufene Verwaltungs⸗ 
behörde entſchieden hat. 0 

Für das Vollſtreckungsverfahren der Verwaltungsbehörden kommt 
nach dem beſtehenden Geſetze zunächſt Art. 11, Al. 2 des St. G. G. 
vom 21. December 1867, Nr. 145, mit der Beſtimmung in Be⸗ 
tracht: „beſondere Geſetze regeln das Executionsrecht der Verwaltungs⸗ 
behörden.“ Da ſeither über das Executionsrecht der Verwaltungs⸗ 
behörden kein Geſetz erſloſſen iſt, 50) beſtehen nach der lex lata für 
die Verwaltungsbehörden folgende Grundſätze: 

Rechtskräftige Verwaltungserkenntniſſe werden von der Verwal⸗ 
tungsbehörde erſter Inſtanz im Executionswege vollſtreckt. 

Für die Verwaltungsexecution gelten die Steuerexecutionsnormen 
und für dieſe die Regeln der allgemeinen Gerichtsordnung, daher 
gelten für das Verwaltungs-Vollſtreckungsverfahren die Regeln der 
allgemeinen Gerichtsordnung. ) 

Da das rechtskräftig gewordene Verwaltungserkenntniß von Amts⸗ 
wegen zu vollſtrecken iſt, ohne daß ein weiteres Anlangen der Partei 
abgewartet werden muß, ſondern dieſes nur abgewartet werden kann, 
ſo kann die Vollſtreckung des rechtskräftigen Verwaltungserkenntniſſes 
ſiſtirt werden, wenn die betheiligte Privatpartei es ſelbſt zugibt und 
verlangt und wenn über deren Privatrechte mit öffentlichen, die ſo⸗ 
fortige Vollſtreckung erheiſchenden Rechten nicht cumulirt entſchieden 
worden iſt. Laſſen ſich die Privatrechte der betheiligten Partei aus den 
cumulirten, öffentlichen Rechten ausſcheiden, ſo kann der Parteienwille 
rückſichtlich der Privatrechte für die Vollſtreckung maßgebend ſein. 
Daraus ergibt ſich für die Stellung der Privatpartei im Verwaltungs⸗ 
Vollſtreckungsverfahren, daß deren Wille für das Verwaltungs⸗Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren nur inſoweit maßgebend und ausſchlaggebend ſein 
kann, als es ſich nur um das Privatparteienintereſſe handelt. Dies 
bildet die Ausnahme; die Regel iſt die Vollſtreckung von Amtswegen. 

Das dargeſtellte Privatparteienverhältniß im Verwaltungsproceſſe 
iſt von Bedeutung für den Erfolg des Betretens des ordentlichen 
Privatrechtsweges im Sinne des Art. 15, Al. 1, nachdem über 
Privatrechte im Verwaltungswege entſchieden worden iſt. 

Erfolgt das Betreten des Privatrechtsweges rückſichtlich der ver⸗ 
waltungsbehördlich entſchiedenen privatrechtlichen Sache vor vollendeter 
Verwaltungsvollſtreckung, ſo kann über erbrachten Nachweis, daß der 
durch die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde Benachtheiligte Abhilfe 
gegen die andere Partei im ordentlichen Privatrechtswege geſucht hat, 
mit der Verwaltungsexecution innegehalten und dieſelbe ſiſtirt 
werden. 62) 

Fällt der Entſcheid des Civilproceſſes übereinſtimmend mit dem 
Eutſcheide des Verwaltungsproceſſes aus, ſo wird ſich die wieder ob⸗ 
ſiegende Partei jenen Weg des Vollſtreckungsverfahrens wählen, der ſie 
raſcher zur Realiſirung ihres erſtrittenen Rechtes führt und zu dem 
Ende die Fortſetzung des bereits begonnenen VerwaltuntseVollſtreckungs⸗ 
verfahrens begehren. 

Erfolgt das Betreten des Privatrechtsweges aber nach vollen⸗ 
deter Vollſtreckung des Verwaltungsentſcheides und tritt wieder Ueber⸗ 
einſtimmung des Entſcheides des Civilproceſſes ein, ſo wird hiedurch 
an der Sachlage eben nichts geändert. Anders ſteht die Frage aber, 
wenn der Entſcheid des Civilproceſſes mit dem Entſcheide des Verwal⸗ 
tungsproceſſes nicht übereinſtimmt. 

Bei den angegebenen, im Verwaltungsverfahren zuläſſigen Be⸗ 
weismitteln wird die Nichtübereinſtimmung des Entſcheides des Civil⸗ 
proceſſes mit dem Entſcheide des Verwaltungsproceſſes ſelten eintreten; 


allein die Nichtübereinſtimmung iſt denkbar und drängt zur Frage: was 


alsdann? 


6) 8 1, R. G. Bl. Nr. 96, 1854. 

59) Vergl. Beſchluß des Verwaltungsgerichtshofes vom 8. Auguſt 1876, 
Zeitſchr. f. Verw. p. 132, 1876. 

eo) Die Compilation der Steuerexecutionsnormen (vom 4. März 1878, 
3. 2702) iſt keine neue Executiousordnung, ſondern nur eine Zuſammenſtellung 
der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften für den Amtsgebrauch. 

0 Bar G. Bl. Nr. 96, 1854; Joſephiniſche Geſetzſammlung Bd. 6, 

P. 3 
52) Ein geſetzlicher Anſpruch der Partei auf Siſtirung der Verwaltungs⸗ 
vollſtreckung bis zur Beendigung des Civilproceſſes beſteht nicht. (Vergl. Entſchei⸗ 


r 


dungen des Verwaltungsgerichtshofes, Budw. Nr. 536.) 


Wo im Verwaltungsproceſſe in Angelegenheiten des Privatrechtes 
das Beweisthema ſo gegeben iſt, daß nur auf den Parteieneid erkannt 
werden müßte, iſt die Austragung der Streitſache im Verwaltungswege 
ex lege unmöglich und muß die Verweiſung der Sache auf den ordent⸗ 
lichen Privatrechtsweg erfolgen. 

Sind die übrigen, im Verwaltungsproceſſe zuläfſigen Beweis⸗ 
mittel gegeben, wird die Thatbeſtandsfeſtſtellung in der Regel im Civil⸗ 
proceſſe das gleiche Reſultat ergeben, wie im Verwaltungsproceſſe. 

Ju den eintretenden möglichen Ausnahmsſällen jedoch wird bei 
der erfolgten Siſtirung des Verwaltungs-Vollſtreckungsverfahrens das im 
ordentlichen Privatrechtswege ergangene Endurtheil vollſtreckt werden. 

Iſt aber die Verwaltungsentſcheidung bereits vollſtreckt wor⸗ 
den und diſſentirt mit derſelben das im ordentlichen Privatrechtswege 
ergangene Endurtheil, ſo kann die Wirkung des letzteren nur die ſein, 
daß die im ordentlichen Privatrechtswege ſachfällige Partei die im Ver⸗ 
waltungsverfahren erſtrittene Sache herausgibt, beziehungsweiſe das Aequi⸗ 
valent dieſer Sache wieder leiſtet, und wird auf dieſe Sentenz im 
Eivilproceſſe jedenfalls das Begehren zu ſtellen und hierauf zu erkennen 
ſein. Ein materielles Unrecht kann dann nicht eintreten, wenn gegen 
die ſchließ lich ſachfällig gewordene Partei das im ordentlichen Privat⸗ 
rechtswege ergangene Endurtheil mit der Wirkung der Herausgabe der 
im Verwaltungsverfahren erſtrittenen Sache oder Rückleiſtung des Aequi⸗ 
valentes dieſer Sache vollſtreckbar iſt. 

Wenn aber die ſchließlich ſachfällig gewordene Partei inzwiſchen 
zur Reſtituirung der im Verwaltungswege erſtrittenen Sache oder zur 
Rückleiſtung des Aequivalentes unfähig geworden iſt, alsdann tritt 
jene Lage ein, welche im beſtehenden Rechte nicht vorgeſehen iſt. Irgend 
einen Regreß gewährt die lex lata nicht. Die Verfaſſer des Art. 15 
des St. G. G. über die richterliche Gewalt haben dieſer Eventualität 
offenbar nicht vorgedacht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Entſcheidung des Gemeindevorſtehers darüber, ob feuerpoli⸗ 
zeiliche Gründe dem Feilhalten einer Waare an einem beſtimmten 
Orte durch eine beſtimmte Perſon entgegenſtehen, iſt eine „Ent⸗ 
ſcheidung über eine öffentliche Angelegenheit“ im Sinne des 
Strafgeſetzes. 

Der Caſſationshoſ hat mit Entſcheidung vom 5. November 1883, 
3. 6945, der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Wadowice vom 3. April 1883, 
3. 1478, womit Valentin M. von der Anklage wegen Verbrechens 
der Verleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt nach $ 105 St. ©. 
freigeſprochen und nur der Uebertretung gegen die öffentlichen Anſtalten 
und Vorkehrungen nach $ 311 St. G. für ſchuldig erkannt wurde, 
gemäß § 288 St. P. O. ſtattgegeben, das Urtheil des Kreisgerichtes 
in Wadowice vom 3. April 1883, Z. 1478, behoben und zugleich 


gemäß § 288, 3. 3 St. P. O. erkannt: Valentin M. ſei ſchuldig, 


daß er im April 1882 dem Gemeindevorſteher von Sucha Alexander 
Platek zuerſt unmittelbar, hierauf durch deſſen Ehegattin Marianna 


Platek in der Abſicht Geldgeſchenke angeboten, damit der Gemeinde⸗ 


vorſteher trotz ſeines früher erlaſſenen Verbotes ihm den Verkauf von 
Naphta während der Jahrmärkte in Sucha an dem als feuergefährlich 


bezeichneten Orte, wo er früher Naphta verkaufte, geſtatte, wodurch er 


dieſen Gemeindevorſteher bei Verwaltung öffentlicher Augelegenheiten 
zur Verletzung ſeiner Amtspflicht zu verleiten geſucht und ſich des im 


§ 105 St. G. vorgeſehenen Verbrechens der Verleitung zum Mißbrauche 


der Amtsgewalt ſchuldig gemacht hat. — Gründe: 

Laut der Entſcheidungsgründe des angefochtenen Urtheiles hat der 
Gerichtshof erſter Inſtanz als erwieſen angenommen, daß der Angeklagte 
dem Gemeindevorſtande in Sucha Alexander Platek, als derſelbe in 
Handhabung der Ortspolizei dem Angeklagten den Verkauf von Naphta 
an dem durch ihn gewählten feuergefährlichen Orte unterſagt, hiezu 
einen anderen Platz angewieſen und, da der Angeklagte der Anordnung 
keine Folge leiſtete, über ihn eine Geldſtrafe verhängt hat, den Betrag 
von 3 fl. zuerſt unmittelbar dem Alexander Platek angeboten, ſodann 
deſſen Ehegattin Marianna Platek 2 fl. für den Gemeindevorſteher 
Alexander Platek gegeben, und dies zu dem Zwecke, damit der Gemeinde⸗ 
vorſteher ihm die Bewilligung zum Verkaufe von Naphta auf dem alten 
Platze ertheile, ferner das den Angeklagten zur Geldſtrafe verurtheilende 


95. 


Erkenntniß aufhebe und die durch den Angeklagten gegen diefes 
Erkenntniß ergriffene Beſchwerde höherenorts nicht vorlege. Ungeachtet 
dieſer thatſächlichen Feſtſtellungen hat der Gerichtshof erſter Inſtanz den 
Valentin M. von der Anklage wegen Verbrechens der Verleitung zum 
Mißbrauche der Amtsgewalt freigeſprochen mit der Motivirung, daß 
die obgedachte Angelegenheit als eine „öffentliche“ im Sinne des $ 105 
St. G. nicht angeſehen werden kann, weil nach der Anſicht des Gerichts⸗ 
hofes erſter Inſtanz lediglich die in den „übertragenen“ Wirkungskreis 
einer Gemeinde fallenden Geſchäfte „öffentliche“ Angelegenheiten betreffen, 
dagegen die Geſchäfte des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinde 
nur „örtliche“ Angelegenheiten ſind. Es iſt allerdings richtig, daß, wenn 
der Angeklagte den Gemeindevorſteher verleiten wollte, daß derſelbe die 
gegen ihn verhängte Gekdſtrafe ihm nachſehe und die durch ihn ergriffene 
Beſchwerde höherenorts nicht vorlege, darin der Thatbeſtand des im 
§ 105 St. G. vorgeſehenen Verbrechens wohl nicht enthalten iſt, weil 
zu jener Zeit die betreffenden Acten der Bezirkshauptmannſchaft bereits 
zur Entſcheidung vorgelegt waren. Allein andererſeits muß die obgedachte 
Definition und das vom Gerichtshoſe erſter Inſtanz aufgeſtellte Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal zwiſchen der öffentlichen und der örtlichen Angelegenheit 
als ein mit dem Geiſte des Geſetzes im Widerſpruche ſtehendes bezeichnet 
werden. Denn nicht der Umſtand, daß eine Angelegenheit zum über- 
tragenen oder zum eigenen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört, iſt in 
dieſer Beziehung entſcheidend, da ja viele Angelegenheiten des ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinde das Intereſſe und das Wohl 
aller Gemeindebewohner berühren und der diesbezüglich auf Grundlage 
ſeiner Amtsgewalt in Action tretende Gemeindevorſteher in vielen Fällen 
als ein die Geſchäfte der Regierung beſorgender Beamter angeſehen 
werden muß. In Erwägung nun, daß die in Handhabung der Feuer⸗ 
polizei erlaſſene Verfügung, nämlich die Unterſagung des Verkaufes von 
Naphta an feuergefährlichem Orte, die Sicherheit, ſomit das Intereſſe 
ſämmtlicher Ortsbewohner betraf und daher unzweifelhaft als eine 
öffentliche Angelegenheit qualificirt werden muß, beruht das Urtheil 
des Gerichtshofes erſter Inſtanz auf einer rechtsirrthümlichen Anſchauung, 
und es liegt daher der Nichtigkeitsgrund des § 281, 3. 9, lit. a 
St. P. O. vor. 


Gewaltſamer Widerſtand gegen eine vom beeideten Feldhüter vor⸗ 

genommene Pfändung eines im Schaden betretenen Thieres iſt 

darum, weil jener das Thier auf fremdes Gebiet verfolgte, nicht 
ſtraflos. 

Der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Tarnow vom 26. September 
1883, 3. 7885, womit Paul K. von der Anklage wegen des im 
§ 81 St. G. normirten Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit 
nach Ss 259, 3. 3 St. P O. freigeſprochen, lediglich der Uebertretung 
gegen die körperliche Sicherheit im Sinne des § 431 St. G. ſchuldig 
erkannt iſt, wurde vom k. k. oberſten Gerichts⸗ als Caſſationshofe mit 
Entſcheidung vom 30. Jänner 1884, 3 13.478, gemäß 8 288 
St. P. O. ſtattgegeben, das Urtheil behoben und die Sache zur 
neuerlichen Verhandlung und Entſcheidung an das Kreisgericht in 
Tarnow verwieſen. — Grün de: 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat in thatſächlicher Beziehung 
feſtgeſtellt, daß der Angeklagte gegen den beeideten gutsherrlichen Feld⸗ 
hüter Anton Hamkiewicz, um der Vornahme der vom Letzteren beab- 
ſichtigten Pfändung einer auf dem herrſchaftlichen, ſeiner Aufſicht anver⸗ 
trauten Felde im Schaden angetroffenen Kuh vorzubeugen, durch wirklich 
gewaltſame Handanlegung Widerſtand geleiſtet, denſelben insbeſondere zu 
Boden geworfen und am Halſe gewürgt hat. Ungeachtet dieſer Feſt⸗ 
ſtellung wurde der Angeklagte von dem ihm angeſchuldeten Verbrechen 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach $ 81 St. G. freigeſprochen und 
dieſe Freiſprechung damit begründet, daß nach dem Beweisergebniſſe die 
fragliche Kuh zur Zeit, als der Feldhüter Hamkiewicz deren Pfändung 
vornehmen wollte, auf feinem Aufſichtsgebiete, d. i. auf dem herrſchaft⸗ 
lichen Grundſtücke, ſich nicht befand, und bereits auf das angrenzende, 
dem Angeklagten gehörige Feld hinübergelaufen war, deshalb im Sinne 
des 8 1321 a. b. G. B. von einer berechtigten Pfändung derſelben 
und ſomit von der im 8 43 des für Galizien wirkſamen Feldſchutz⸗ 
geſetzes vom 17. Juli 1876, L. G. Bl. Nr. 28, vorgeſehenen Dienſtes⸗ 
ausübung keine Rede ſein könne. Dieſe Rechtsanſicht, von welcher das 
Erkenutnißgericht bei der Beurtheilung der der Entſcheidung zu Grunde 
gelegten That ausgegangen iſt, muß jedoch als eine rechtsirrthümliche 


— 7. — 


angeſehen werden, denn wenn auch nach 8 1321 a. b. G. B. das Nr. 50. Ausgeg. am 3. Mai. 

Recht der Selbſtpfändung unter der Vorausſetzung geſtattet iſt, „daß Abdruck vom Nr. 47 R. G. Bl. 

das fremde Vieh auf eigenem Grund und Boden angetroffen wird“, ſo Nr. 51. Ausgeg. am 5. Mai. 

folgt hieraus noch keineswegs, daß der Pfändungsact nur innerhalb der Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Bozen⸗ 


Grenzen des beſchädigten Grundſtückes vorgenommen werden darf, da Meraner Eiſenbahn zum Steinbruche der Etſchregulirungscommiſſion am Sinich⸗ 
eine derartige Einfchränkung dieſes Rechtes weder aus dem Wortlaute, berge. 2. April. Z. 8026. 
noch aus dem Geiſte der citivten Geſetzesſtelle ſich rechtfertigen läßt. (Fortſetzung folgt.) 
Sobald der Eigenthümer auf ſeinem Grundſtücke ein Vieh angetroffen : 
— im Schaden betreten — hat, iſt er berechtigt, dasſelbe zu pfänden, 
und in Ausübung dieſes Rechtes das fliehende Thier ununterbrochen zu _. 5 8 { 
verfolgen und zu ergreifen. Mag er ſonach auch des fliehenden Thieres | Ebene Grafen Thun den Orden der eifernen Krone II. Claſſe taxfrei 
außerhalb feines Grundſtückes habhaft werden, fo handelt er noch immer Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
innerhalb ſeiner Berechtigung, und dieſe Berechtigung darf auch dem ausgezeichneten Director des Verſatzamtes in Wien Friedrich Ritter von Hoch 
beeideten Feldhüter, welcher auf Grund des § 43 des vorerwähnten . 
für Galizien wirkſamen Feldſchutzgeſetzes ö die Privatpfändung in Ab⸗ in Klagenfurt anläßlich deſſen Penſionirung Ben Titel und Charalter 3 
wefenheit des Eigenthümers kraft feines Amtes zu vollziehen hat, nicht rathes taxfrei verliehen. 
abgeſprochen werden. Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Ferdinand Schön anläßlich 
— deſſen Ernennung zum Director des Wiener Verſatzamtes den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 
Geſetze und Berordnungen. Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Pola Leopold Grafen 
. Goe ß zum Regierungsrathe bei der Landesregierung in Klagenfurt ernannt. 
1883. I. Semeſter. Seine Majeſtät haben dem Inſpector der Tabakhauptfabrik in Göding 


* . / 2 „Alexander Szekerkay anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakt 
Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: | ines Oberinſpectors verliehen. 3 


Perfon alien. 
Seine Majeſtät haben dem Stellvertreter des Landeshauptmannes in 


reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der Lemberger Finanz⸗Landes⸗ 
Nr. 42. Ausgeg. am 14. April. an Anton Strzelbieki den Titel und Eharakter eines Bergrathes tayfvei 
i ee verliehen. 
Nr. 43. Ausgeg. am 17. April. Seine Majeſtät haben dem Zolloberamtscontrolor Joſeph Wildner an⸗ 
een: läßlich ei en nes gen Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
7 a ’ - Seine Majeſtät haben die Conceptsaſpirauten Thaddäus Grafen Kozie⸗ 
Nr. 44. Ausgeg. am 19. April. brodzki und Johann Grafen Loͤnyay zu unbeſoldeten Geſandtſchaftsattaches 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 13. April 1883, Z. 11.361, an ernannt. 
den Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als der derzeit Vor⸗ Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


ſitzenden der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Gruppen I VIII Architekten Guſtav Sachs zum Ingenieur im Miniſterium des Innern ernannt. 
der Eiſenbahn⸗Tarifenquete. * Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
im Status der Primarärzte der drei k. k. Krankenanſtalten in Wien erledigte 


N Nr. 45. Ausgeg. SL 21. April. 5 Stelle eines Primararztes dem a. 6. Profeſſor Dr. Heinrich Auſpitz verliehen. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Peter Hablinski und Karl 
Podebrad der Oeſterr. Nordweſt bahn zur Zuckerfabrik in Podebrad. 27. März. Rappe zu Steuer⸗Oberinſpectoren der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
8. 1645. Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergecommiſſär Emanuel Riedl in Cilli 


; ; f um Bergrat d d ii ©: ; 15 5 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine als Straßen⸗ a well Joſeph Schardinger in Elbogen zum 


bahn auszuführende Localbahn von der Station Spitz der projectirten Localbahn - 5 
Wien⸗Pillichsdorf nach Jedleſee bis zur dortigen Donauüberfuhr. 24. März. Erledig un gen. 


3. 7558. | 2 See neter 0 k. Bergverwaltung in Kirchbichl in der 
es Ex 5 ee ste ee: on, neunten, eventuell eine Bergmeiſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, gegen Cau⸗ 
3 5 zur 1 technischer en für eine ſchmalſpurige tion, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 123.) 8 geg 
Eiſenbahn von Torda bis Groß⸗Halmägy. 5. März. Z. 7396. H. M. Z. 10.122. Rechnungsprakticantenſtellen, unentgeltliche, bei der k. k. Generaldirection 
Nr. 46. Ausgeg. am 24. April. der Tabakregie in Wien, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 124.) 
Protokoll vom 11. Jänner 1883, aufgenommen im k. k. Handelsminiſterium Amtsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Aſſiſtenten⸗ 


ee eee ee Be ll. A ftelle der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Tabak⸗Verſchleißniederlage in Wien, 
zu Wien in Ausführung der vereinbarten Grundſätze für die Garantierechnungen gegen Caution, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 125. 9 


des Ergänzungsnetzes der priv. Defterr.-Ung. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft und Bezirkscommiſſärsſtelle mit der neunten Rangsclaſſe, bis 8. Juni. (Amtsbl. 
der Brünn⸗Roſſitzer Bahn. Nr. 125.) 
Nr. 47. Ausgeg. am 26. April. ! 
Ueberſicht über die Bezeichnung und den Verkehr der k. k. fahrenden 


en — 


Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 


Soeben erſchien in der 


| 


Eiſenbahnpoſtämter (Bahnpoſten), giltig vom 1. Mai 1883 an. i I., Bauernmarkt 11, und iſt durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. April 1883, womit | 
für Mai 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 5 d m m 1 un 9 


von 

eiſenbahnrechtlichen Entſcheidungen des k. k. oberſten Gerichts⸗ 
hofes und des Wiener Eiſenbahn⸗Schiedsgerichtes. 

3 Heue Folge (vom Jahre 1879— 1883) 1 
mit einem ſyſtematiſchen Materien⸗ und Geſetze-Regiſter bezüglich ff 
| des ganzen Werkes. f 


| Herausgegeben von Dr. M. Epſtein, Advocat in Brünn, Verfaſſer des j 
1. kritiſchen Commentars zum öſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahn⸗Betriebs⸗ 
5 reglement vom Jahre 1872. 


Nr. 48. Ausgeg. am 28. April 5 Preis elegant broſchirt 3 fl. ö. W. 
. 48. Ausgeg. April. 'B : 
Erlaß des k. k. Minifteriumg des Innern vom 3. April 1888, 3. 5041, . Desſelben Werkes erſter 1 441975 „Elſcheidungen vpm 

an ſämmtliche Länderſtellen, betreffend die neue Faſſung der auf die Anwendung 6 Bye = a 
des ermäßigten Zuchtviehtarifes bezüglichen Beſtimmungen. Preis elegant broſchirt 3 fl. 6. W. 

Bewilligung zur Herſtellung einer elektriſchen Eiſenbahn von der Schwimm⸗ m = — 
ſchulallee bis zum Ausſtellungsgebäude im k. k. Prater. 5. April. Z. 11.573. u Hiezu als Beila ge: Bogen 8 der Erkennt 
Nr. 49. Ausgeg. am 1. Mai. 1 8 5 

ee niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
gsgerich 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundärbahu 
von Hospocin nach Mſcheno. 10. April. Z. 7184. 

Neuerliche Conceſſionirung der Schleppbahn von der Station Unter⸗Bautzen 
der Böhmiſchen Commereial⸗Bahnen in die dortige Zuckerfabrik. 17. März. 
3. 7061. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Trieſt nach Haidenſchaft und Wippach. 12. April. Z. 10.312. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf öſterr.⸗ung. Eiſen⸗ 
bahnen. 24. April. 


